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Kurznotiert

Eine Million Menschen
leiden unter Lärm
Düsseldorf. Etwa eineMillion
Menschen sind in NRW laut
Umweltministerium von be-
trächtlichen Lärmbelastungen
durch Verkehr und Industrie be-
troffen. Diese Größenordnung
ergebe sich aus der jüngsten
und detaillierten Lärmkarte, die
über das Portal „www.umge-
bungslaerm.nrw.de“ eingese-
hen werden könne, teilte das
Umweltministerium gestern in
Düsseldorf mit. Ob die Lärmbe-
lästigungen in den vergangenen
Jahren zu- oder abgenommen
haben, dafür liegen nach Aus-
kunft desMinisteriums noch
nicht alle erforderlichen Daten
vor. Das Landesumweltamt
habe eine große Datenmenge
neu erhoben. Eingeflossen seien
Daten zu Verkehrsaufkommen,
Geschwindigkeiten und Lärm-
schutzbauwerken. In der Karte
wird der Lärm an Straßen, Eisen-
bahnstrecken undGroßflughä-
fen farblich dargestellt. (dpa)

Polizisten sollen notfalls
auchWunden versorgen
Düsseldorf.Wenn die Lage für
zivile Rettungskräfte zu brenzlig
ist, sollen Polizisten notfalls
schlimmeWunden versorgen
können.Möglichmacht das
jetzt in NRW eine neue Ausstat-
tung der Streifenwagenmit spe-
ziellen Ersthelfer-Taschen. In-
nenminister Herbert Reul
(CDU) übergab gestern die ers-
ten 50 „Medipacks“ an die Düs-
seldorfer Polizei. Notfallbanda-
gen, Aderpressen und Brust-
korb-Pflaster sind zur Erstversor-
gung stark blutenderWunden
gedacht. Die Polizisten können
damit etwa bei anhaltender Ge-
fahr durch einen bewaffneten
Täter anstelle der Sanitäter zu
Lebensrettern werden. Bis zum
Jahresende sollen 10 000 der je-
weils rund 110 Euro teuren Ta-
schen ausgeliefert werden. Die
Polizisten werden für den Ein-
satz geschult. (dpa)

Feuerwehrleute als
Brandstifter angeklagt
Neuss.Mit einer Serie von
Brandstiftungen sollen drei
junge Feuerwehrmänner in
Neuss einenMillionenschaden
angerichtet haben. Die 19, 21
und 22 Jahre altenMänner sol-
len seit Oktober vergangenen
Jahres mindestens 30 Autos,
Lastwagen und Zweiräder ange-
zündet haben, um die Brände
später selbst zu löschen, wie
Polizei und Staatsanwaltschaft
gestern in einer gemeinsamen
Pressekonferenzmitteilten. Da-
bei sei ein Schaden vonmehr als
zweiMillionen Euro entstan-
den. In denWohnungen der
Verdächtigen wurden Beweis-
mittel sichergestellt. Das Trio
sitzt seit Samstag in Untersu-
chungshaft. Die Staatsanwalt-
schaft bereitet eine Anklage we-
gen Brandstiftung vor. (dpa)

Einer kleinen Gruppe radikaler Aktivisten im Hambacher Forst ist in der Auseinandersetzung mit Polizei und RWE jedes Mittel recht

ProtestmitUrinbeutelnundSprengsätzen
Von Christoph pauli

Aachen. Im Hambacher Forst wer-
den gerade etwa 70 Schlafplätze
auf Bäumen angeboten. Sie kosten
nichts, es gibt viel frische Luft –
und etwas Abwechslung. Das An-
gebot findet sich in den Blogs von
radikalen Aktivisten. Vielleicht
herrscht bei ihnen Nachwuchs-
mangel, dennder Protest gegendie
Rodung des Waldes kocht derzeit
nicht gerade hoch: Der Forst wird
vorerst nicht weiter abgeholzt, es
sind keineArbeiter vonRWEPower
vorOrt, das den großenBraunkoh-
lentagebau betreibt, dem die
Bäumeweichen sollen.

SeitHerbst 2012 findet ein erbit-
terter Konflikt um das Waldstück
ander Trasse der ehemaligenAuto-
bahn 4 zwischen Morschenich
und Kerpen statt. Im Großen und
Ganzen geht es um Umweltschutz
undEnergieversorgung.Ganz kon-
kret ist es – unter anderem – aber
auch eine harte Auseinanderset-
zung einer relativ kleinen Gruppe
von linksautonomen Aktivisten
mit Vertretern des Rechtsstaates.

Die Aktivisten haben gerade
einen aus ihrer Sicht spektakulä-
ren Erfolg erzielt: Fünf von ihnen
wurden am Wochenende aus der
U-Haft entlassen, ohne dass ihre

Personalien vorliegen. IhreHaftbe-
fehle wurden nicht aufgehoben,
sie wurden nur von der weiteren
Haft verschont. Inzwischenwurde
Anklage erhoben, zeitnah soll die
Hauptverhandlung stattfinden.

Werden die Unbekannten tat-
sächlich erscheinen? Und wie
kann eigentlich der Staat gegen
Menschen, die er nicht kennt, Stra-
fen vollstrecken?

Der Frust ist hoch bei den Betei-
ligten, die sich immer wieder mit
den Gesetzesbrüchen im Forst be-
schäftigen müssen – zum Beispiel
bei Dirk Weinspach. Wie er die
Haftverschonung beurteilt? „Ich
wäre froh, wenn mir im Moment
niemand diese Frage stellt“, sagt
der Aachener Polizeipräsident.
Fragtman ihndoch,winkt er ab. Er
will seine Enttäuschung nicht öf-
fentlich thematisieren.

Nicht zu identifizieren

Die Polizei wird vom Betreiber des
Tagebaus regelmäßig um Amts-
hilfe gebeten, wenn Fluchtwege
von Barrikaden befreit werden
müssen.Wiewichtig eine schnelle
Anreise der Sanitäter ist, bekam
eine junge Frau zu spüren, die im
vergangenenHerbst vomBaumge-
fallen ist. Der Notarzt kam nur
langsam und verspätet zur Unfall-
stelle.

Vor rund zwei Wochen war es
erneut so weit: Der Wald wurde
„gefegt“, wie es im Polizeijargon
heißt. Personenwurden aus tiefen,
selbst ausgehobenen Gruben „be-
freit“, Hindernisse abgebaut. Ein
Mann hatte sich mit einem Bügel-
schloss umdenHals auf einer Stele
festgekettet undwar nichtmehr in
der Lage, sich selbst zu befreien. Er
war mit der selbst gebauten Holz-
konstruktion derart verbunden,
dass eine Strangulation drohte –
die Situationwar dramatisch.Den-
noch versperrten drei Personen
den Rettungskräften denWeg. Am
Ende dieses Tages wurden neun
Aktivisten inhaftiert.

„Man erkennt, dass es noch im-
mer ein großes Protestpotenzial
und auch die Bereitschaft gibt,
Straftaten zu begehen“, sagt Jost
Schützeberg, der Sprecher der
Aachener Staatsanwaltschaft. Un-
gewöhnlich vieleHaftbefehlewur-
den nach diesem Einsatz ausge-
stellt. Das lässt denRückschluss zu,
dass die Strafverfolgungsbehörden
entschiedener durchgreifen.

Die Aktivisten wurden in unter-
schiedlichen Gefängnissen unter-

gebracht. Sie stehen unter dem
Tatverdacht „Widerstand gegen
Polizisten“ oder auch „unterlas-
sene Hilfeleistung“. Den Haft-
grund haben sie den Richtern in
Düren und Kerpen selbst geliefert:
„Fluchtgefahr“. Denn sie weigern
sich konsequent, ihre Identität
preiszugeben. Schützeberg sagt:
„Erkennbar wollen sie sich einem
Strafverfahren entziehen.“

Der Haftprüfungstermin für die
vier noch inhaftierten Unbekann-
ten in Kerpen wird zeitnah erfol-
gen, die Anklage ebenfalls.Mit die-
sem Termin könnte dann auch für
das unbekannte Quartett die Haft-
zeit enden, weil der Gefängnisauf-
enthalt in einem gesunden Ver-
hältnis zu der erwarteten Strafe ste-
hen muss. Aber wie wer-
den nicht identifizier-
bare Personen geladen?
Schützeberg hofft, dass
deren Anwälte eine Zu-
stellungsvollmacht ihrer
Mandanten erhalten und
sich bereit erklären, die
Gerichtstermine weiter-
zugeben.

Bereits in vergangenen
Jahrenhat es Anklagen gegenAno-
nyme gegeben; den Beschuldigten
fiel der Name noch im Laufe des
Verfahrens ein. Andernfallswird es
schwierig. „Bislang hatten wir
noch keinen Fall, bei dem wir
gegen einen Unbekannten voll-
strecken mussten“, sagt der Staats-
anwalt.

Die Hemmschwelle ist gesunken

Über den Umgang mit den radika-
len Waldbesetzern aus dem Ham-
bacher Forst könnte JürgenDunkel
von der Ermittlungskommission
Hambach ein Buch schreiben. Ein
Dialog ist allenfalls im Einzelfall
möglich, sagt der Polizeibeamte.
„Ansonsten wird uns bei jedem
Kontakt deutlich gespiegelt, dass
das freiheitliche System nicht ak-
zeptiert wird.“ Und damit auch
die nicht, die es schützen und
repräsentieren.

Im Verfassungsbericht des
Landes aus dem Jahr 2016 liegt
ein besonderer Augenmerk auf
Gewalt und Extremismus im
Hambacher Forst. „Die
Hemmschwelle,
Gewalt auch in
Form schwe-
rer Körper-
verletzungs-

delikte anzuwenden, ist bei links-
autonomen Aktivitäten in den
letzten Jahren erkennbar gesun-
ken“, heißt es dort. Auf Polizisten
werden angespitzte Äste oderUrin-
beutel von den Bäumen geworfen,
auch Sprengsätze wurden schon
gezündet. EineKooperation gibt es
nicht, die Aktivisten ignorieren
Aufforderungen, sagen die Polizis-
ten, die im Forst ihren Dienst tun.
Also werden die Aktivisten wegge-
tragen – erst zumWagen, später in
die Gefangenenzelle und dann zur
erkennungsdienstlichen Behand-
lung. „Es gibt von ihnen keinen ak-
tiven Beitrag. So etwas wie zwi-
schenmenschlicher Umgang oder
Respekt uns gegenüber fehlt kom-
plett“, sagt Dunkel.

Zwölf Stunden lang kann ein
Verdächtiger in Gewahrsam ge-
nommenwerden, um seine Identi-
tät festzustellen. Zwölf Stunden
sind dafür aber keine lange Zeit-
spanne, denndie Aktivistenhaben
großen Ehrgeiz zu verschleiern,
wer sie sind: Die Fingerkuppen
werden abgefeilt oder mit Sekun-
denkleber verklebt, Ausweise wer-
den nahezu nie mitgeführt.
Manchmal sind die Methoden
noch rigider, wenn sich Verdäch-
tige freiwillig einkoten oder mit
Menstruationsblut einreiben. „Sie
wollen die Ekelschwelle der Kolle-
gen testen“, sagt Polizist Dunkel.
Die Beamten hätten es häufig mit

gezielt Verwahrlosten
zu tun.Oftmüssten
Zellen anschlie-
ßend grundgerei-
nigt werden.

Nicht immer ge-
lingt es den Polizis-
ten, die Identität
festzustellen, sie
dürften zwar die
Finger von den Che-

mikalien reinigen,

aber es bleibe schwierig, Abdrücke
zu erhalten. Die Aktivisten droh-
ten schnell mit Anzeigen wegen
Körperverletzungen. Zur Identifi-
kation bleiben den Beamten letzt-
lich meist nur Lichtbilder, auf
denen fast immer ein imponieren-
des Repertoire an Grimassen zu se-
hen ist, um einen Abgleich zum
Beispiel bei den Einwohnermelde-
ämtern unmöglich zumachen.

Die Taktik des Spielens auf Zeit
hatmanchmal Erfolg: Die Beschul-
digten verlassen aus formalen
Gründen den Gewahrsam. In je-
demEinzelfall kann ansonstennur
ein Staatsanwalt denAufenthalt in
Gewahrsamverlängern – abhängig
vom Tatvorwurf.

Etwa 100 Linksautonome aus
vielen verschiedenen Ländern
kampieren im Hambacher Forst.
Als die Polizei zuletztwieder Fallen
vernichtete und Blockaden weg-
räumte,wurdendie Aktivisten vor-
her viersprachig informiert. Mar-
kus Gemünd, der Einsatzleiter in
Hambach und Leiter des Kommis-
sariats Staatsschutz, hat Sympa-
thien für die Bewegung, die sich
für Flora und Fauna mit den „ad-
äquaten Mitteln des Rechtsstaats“
einsetzt. Vor Ort hat er aber bei
einer kleinen militanten Gruppe
den Eindruck, dass es nicht um
„Umweltschutz, sondern um rigo-
rosen Widerstand“ geht. In den
Kreisen kursieren die „Fibel für den
Widerstand“ ebenso wie die „An-
leitung zur Sabotage“ undder „Bau
von Brandsätzen“.

Der Polizeipräsident ärgert sich

Dunkel und Gemünd sind erfah-
rene Polizisten, an denen die übli-
chen Provokationen vor Ort ab-
prallen. „Trotz aller Schwierigkei-
ten sind unsere Leute hochmoti-
viert“, sagt Gemünd. Sie wollen
sich nicht äußern, über die me-
diale Begleitung ihrer Einsätze.
„Aber wenn ich manchmal mitbe-
komme, was in sozialen Medien
behauptetwird, gehtmir schondie
Hutschnur hoch“, sagt Dunkel.

In den vergangenen Tagen wur-
den im Tagebaugebiet wieder zwei
Hochsitze bei Morschenich vor-
sätzlich niedergebrannt. In Zu-
sammenhang mit den Ereignissen

am Hambacher Forst sind derzeit
mehr als 1000 Straftaten in Be-
arbeitung. Die Palette umfasst
Hausfriedensbruch, Sachbeschädi-
gung, schwere Brandstiftung und
natürlich Widerstand gegen Poli-
zeibeamte. „Auch wenn man sich
für den Umweltschutz engagiert,
kannunddarfman sichnicht über
rechtsstaatliche Regeln hinwegset-
zen“, sagt Aachens Polizeipräsi-
dent Dirk Weinspach, der sich da-
rüber ärgert, dass eine kleine
Gruppe die Polizei „durch perma-
nente Straftaten“ zu vielen Einsät-
zen zwinge. „Es gibt aufgrund des
Rodungsstopps überhaupt keinen
Grund für Aktionen, geschweige
denn strafbare Aktionen“, sagt er.

Mangelt es an Konsequenz?

Seitdem das Polizeipräsidium
Aachen im August 2016 die allei-
nige Verantwortung für alle Ein-
sätze im Hambacher Forst und im
angrenzenden Tagebau übernom-
men hat, veröffentlicht die Be-
hörde umfangreiche Berichte,
Journalisten und Politiker dürfen
die Einsätze begleiten. Bei der letz-
tenAktionwar etwa der SPD-Land-
tagsabgeordnete Guido van den
Berg aus Grevenbroich Augen-
zeuge. Er hat ein klares Urteil: „Ein
Teil der Akteure lehnt den Staat
und unsere Demokratie ab und
verfolgen Vorstellungen einer An-
archie. Sie sind dazu bereit, sich
und andere in Lebensgefahr zu
bringen.“

Van den Berg, Mitglied des In-
nenausschusses, sagt, dass er zu-
letzt bei den zuständigen Staatsan-
waltschaften die Konsequenz ver-
misst habe, „alle ihre strafprozes-
sual zur Verfügung stehende Mög-
lichkeiten hierfür ausschöpfen“.
Der Parlamentarier denkt an be-
schleunigteVerfahren oder die An-
ordnung der Hauptverhandlungs-
haft, falls die Identität sich nicht
nach zwölf Stunden feststellen
lasse. „Anonyme Straftäter mögen
zwar die Strafverfolgung erschwe-
ren, sie dürfen dieser jedoch kei-
nesfalls entgehen“, sagt er und er-
innert anUrteile ausCottbus. Dort
hatten Richter eine unbekannte
Aktivistin, die im Tagebau Jänsch-
walde um sich geschlagen hatte,
als Polizisten sie vondenBahnglei-
sen tragen wollten, zu einer zwei-
monatigen Haftstrafe verurteilt.
„Ein solch konsequentes Vorgehen
wünsche ichmir auch in NRW.“

„Den Aktivisten geht es nicht um Umweltschutz,
sondern umWiderstand“: Markus Gemünd, Polizei
-Einsatzleiter im Hambacher Forst. Foto: C. Pauli

Einsatz imHambacher Forst: Bei der jüngsten Räumungmussten Polizisten unter anderem einenMann aus einem Loch herausholen. Er hatte sich dort
mit Beton eingebuddelt (oben rechts). Am Ende wurde sichergestelltes Material abtransportiert (unten links). Fotos: Polizei Aachen

„So etwas wie
zwischenmenschlicher
Umgang oder Respekt
uns gegenüber fehlt
komplett.“
JürgeN DUNKeL,
erMiTTLUNgSKoMMiSSioN

„Trotz aller Schwierigkeiten
sind unsere Leute
hochmotiviert.“
MArKUS geMüND,
eiNSATzLeiTer iN HAMBAcH

zahl destages

500 Tonnen
E Bei den bevorstehenden Karne-
valsumzügen werden einer Schät-
zung der Süßwarenhersteller zu-
folge mehr als 500Tonnen Süßig-
keiten unter dasVolk gebracht.
Das sind 500 000 Kilogramm. Al-
leine beim Rosenmontagszug in
Köln seien es in diesem Jahr rund
300Tonnen, die den Jecken amWe-
gesrand zugeworfen werden, er-
klärte der Bundesverband der
Deutschen Süßwarenindustrie
(BDSI) gestern in Bonn. In Düssel-
dorf und Mainz seien es je etwa 60
Tonnen. Zu den besonders belieb-
tenWurfartikeln zählten Bonbons,
Schokolade, Pralinen, Frucht-
gummi, Mäusespeck, Popcorn und
Kartoffelchips. (dpa)


